
DELEGIERTENVERSAMMLUNG DER SVP ZÜRICH IN WIESENDANGEN

Amstutz und Heer stimmen Zürcher SVP 
auf Wahljahr ein
Die SVP des Kantons Zürich hat sich an der Delegiertenversammlung am vergangenen Dienstagabend auf das 
anstehende grosse Wahljahr eingestimmt. Die SVP will die kantonalen Wahlen im März und die eidgenössischen 
Wahlen im Oktober gewinnen.

RoMü. «Wir stehen vor einem sehr 
wichtigen Wahljahr», machte SVP-Kan-
tonalpräsident Konrad Langhart einlei-
tend deutlich. Dabei verwies er darauf, 
dass sich die SVP bei den sehr tiefen 
Wahlbeteiligungen im Gegenwind be-
findet. «Bei den 70 Prozent Nichtwäh-
lern liegt unser Potenzial. Diese müs-
sen wir mit unseren Argumenten ab-
holen», so Langharts klare Botschaft. 
«Wir wollen mehr Sicherheit in einer 
eigenständigen Schweiz, welche die Zu-
wanderung selber steuern kann und 
wo sich die Arbeit wieder lohnen muss, 
indem man falsche Anreize bekämpft», 
so Langhart. Dabei machte er auch deut-
lich, dass es nicht sein kann, dass ein 
Asylbewerber einem älteren Arbeitge-
ber, welcher unverschuldet Arbeit und 
Einkommen verloren hat, einfach gleich-
gestellt wird. Eine Kernaufgabe sieht er 
auch in der Sicherung der Altersvorsor-
ge.

Für den Kanton Zürich – für die 
Schweiz
Aus Sigriswil im Berner Oberland reis-
te Nationalrat Adrian Amstutz an. Als 
Wahlkampfleiter führt er die nationa-
le SVP in den Wahlkampf. «Bei uns 
steht das Volk über dem Parlament und 
Bundesrat und ist deren Chef», hielt er 
mit Blick auf die laufenden Diskussio-
nen rund um einen möglichen Rahmen-
vertrag mit der EU fest. «Wir haben des-
halb allen Grund, unserem Land Sorge 
zu tragen», so eine seiner klaren Bot-
schaften an die Delegierten. Der Wohl-
stand und Erfolg der Schweiz ist ihr 
nicht geschenkt worden, sondern die 
Schweiz hat ihn mit einer enormen Ar-
beitsleistung selber erschaffen. Entspre-
chend sind die Wahlen entscheidend, 
dass es dem Land weiterhin gut geht. 
Um die grossen für unser Land anste-
henden Aufgaben mit Blick auf die Eu-
ropapolitik zu meistern, braucht es 
mehr SVP.

Verantwortung für Stadt und Land 
übernommen
Nationalrat Alfred Heer führt die Zür-
cher SVP als Wahlkampfleiter in die 
Wahlen. «Die SVP hat in den vergange-
nen vier Jahren im Kanton Zürich Ver-
antwortung übernommen», machte er 
in seiner Beurteilung der politischen 
Arbeit der SVP-Kantonsratsfraktion deut-
lich. So kann der SVP-Regierungsrat erst-
mals nach Jahrzehnten eine Steuersen-
kung beantragen. Auch bezüglich der 
Sozialhilfe war man aktiv und will 
diese wieder in finanziell tragbare Bah-
nen führen. Klare Forderungen sind 
auch bezüglich der Belastung der Kran-
kenkassenprämien deponiert worden. 
«Wir wollen, dass die Krankenkassen-
prämien bei den Steuern abgezogen 
werden können.» Mit aller Deutlich-
keit machte Heer auch auf die vielen 
gefährlichen Auswirkungen des Rah-
menvertrags aufmerksam. Er unterwan-
dert die Unabhängigkeit der Schweiz 
und wird die wirtschaftliche Eigenstän-

digkeit und Entwicklung massiv ein-
schränken. Zugleich warnte er bezüg-
lich der Einführung der Unionsbürger-
richtlinie vor einem Raubzug der EU-
Bürger auf unsere Sozialwerke. «Wenn 
wir im Herbst die nationalen Wahlen 
verlieren, so werden im Dezember die 
Gewerkschaften mit einem Päckli zu-
friedengestellt und danach wird der 
Rahmenvertrag von allen anderen Par-
teien durchgewunken.» Damit wären 
die wichtigsten Grundpfeiler der Schwei-
zer Erfolgsgeschichte gefährdet. «Wir 
müssen deshalb die Wahlen gewinnen, 
damit es dem Kanton Zürich und der 
Schweiz gut geht», so Heers Botschaft 
an die Delegierten. 

Klare Parolenentscheide
Am kommenden Urnengang vom 10. Fe-
bruar befindet das Zürcher Stimmvolk 
über die eidgenössische Zersiedelungs-
initiative. Nationalrat Hans Egloff (SVP, 
Aesch) machte deutlich, dass diese Vor-
lage die Autonomie von Gemeinden 

und Kantonen sehr stark beschneidet, 
das Wohnen unbezahlbar machen kann 
und eine Entwicklungsbremse für die 
Landwirtschaft ist. Schlussendlich fiel 
die Entscheidung bei den Delegierten 
deutlich aus. Bei zwei Ja-Stimmen plä-
dierten 221 Delegierte für ein Nein. Bei 
den kantonalen Vorlagen befinden die 
Stimmbürger über das revidierte Hun-
degesetz. «Nach den tragischen Ereig-
nissen im Winter 2005, wo drei Pitt-
bull-Terrier in Oberglatt einen Knaben 
töteten, erhielt der Kanton Zürich das 

strengste Hundegesetz der Schweiz», 
führte Kantonsrat Tumasch Mischol 
(SVP, Hombrechtikon) aus. Nun hat der 
Kantonsrat aufgrund von Vorstössen 
der SVP beschlossen, die obligatori-
schen Hundekurse wieder aus dem Ge-
setz zu streichen. Entsprechend plä-
dierte er mit Blick auf die Eigenverant-
wortlichkeit der Hundehalter und mög-
lichst wenig Bürokratie für eine 
Annahme. Die Delegierten folgten 
Mischol und empfehlen mit 208 zu 
12 Stimmen ein Ja.

KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Naturschutz im Sihlwald ohne gesunden 
Menschenverstand

Das Jahr 2019 hat begonnen. Und wie üb-
lich auf den Jahreswechsel treten neue 
Gesetze, Verordnungen und Vorschriften 
in Kraft. Die Bürgerinnen und Bürger 
werden so Jahr für Jahr schleichend ihrer 
Freiheit beraubt und eingeschränkt. Die-
ser Entwicklung stellt sich die SVP an 
vorderster Front entgegen.

Mit dem Postulat «Ja zu Naturschutz 
im Sihlwald mit gesundem Menschenver-
stand» wollte die SVP den Regierungsrat 
auffordern, die Sperrung einer beliebten 
Waldstrasse ab dem 01.01.19 nochmals 
zu überdenken und eingehend zu prüfen. 
Für die Offenhaltung setzten sich bereits 
die Anreinergemeinden, die Zürcher Pla-
nungsgruppe Zimmerberg sowie über 2000 
Petitionäre ein. Das Label «Naturerleb-
nispark» Park von nationaler Bedeutung 
wurde dabei stets berücksichtigt.

Es kann nicht sein, dass Reitställe aus 
Langnau am Albis, die seit Generationen 
den Wald als Erholungszone nutzen, ihre 
Tiere verlegen müssen, weil das Gebiet 
mit all den neugeschaffenen Naturschutz-
Einschränkungen zu unattraktiv wird. 
Was ist ökologischer? Vor der Haustüre 
im eigenen Dorf zu reiten oder mit dem 
Auto von den Eltern zum nächsten Pfer-
destall gefahren zu werden?

Das gleiche gilt für das Velo. Die Lang-
nauerinnen und Langnauer werden eines 
sehr beliebten Rundwegs beraubt, den es 
seit Jahrzehnten gab. Ist dem Natur-
schutz gedient, wenn zukünftig das Velo 

ins Auto verladen und ins schöne Säuli-
amt oder anderswohin ausgewichen wer-
den muss?

Ja, finden die Parteien FDP, GLP, EVP, 
Grüne, AL und SP und schmettern das 
Postulat mit 98 zu 69 Stimmen ab. Zu un-
seren Verbündeten gehörten CVP, EDU, 
BDP und der alleinige FDP-Unterstützer 
Hans-Peter Brunner.

Der Sihlwald erhielt das Label in den 
letzten Jahren trotz der Offenhaltung der 
Strasse. Nach 10 Jahren soll nun Schluss 
sein. Durch diese Salamitaktik ist es der 
Regierung zusammen mit dem Wildnis-
park gelungen, den Ball tief zu halten. 
Die schleichenden Verbote werden von 
Auswärtigen kaum wahrgenommen. Den 
Direktbetroffenen stechen sie aber direkt 
ins Herz. Oder wie neuerdings auch di-
rekt ins Portemonnaie. Sind Sie mit dem 
Velo irrtümlicherweise auf dem falschen 
Weg unterwegs, kann es Sie 530 Franken 
kosten. Ist das Naturschutz mit gesun-
dem Menschenverstand? 

Die Waldstrasse wird zukünftig auch 
nicht ganz geschlossen. Nein. Für Fuss-
gänger mit Hunden bleibt Sie weiterhin 
geöffnet. Die Frage stellt sich hier aber, 
wie lange noch? Wieviel mehr ein Reiter 
oder Velofahrer die Natur beeinträchtigt 
anstelle eines Hundeführers oder einer 
Wandergruppe mit 20 Personen konnte 
von der Gegenseite niemand glaubhaft 
erklären.

Als Grund für die Schliessung wird in 
der Antwort des Regierungsrates auch 
auf die aufwendigen Unterhaltsmassnah-
men verwiesen, obschon sie über eine 
halbe Million Franken für das Label ver-
gütet bekommen. Aber aufgepasst. Die 
Waldstrassen werden von Parkangestell-
ten mit Laubbläsern unterhalten. Ob das 
die Tiere weniger stört? Ich bezweifle es.

AUS DEM KANTONSRAT

Abstimmungskämpfe mit Steuergeldern? 
Dürfen Behörden mit Steuergeldern einen Abstimmungskampf durch einseitige staatliche Einmischung und 
Propaganda beeinflussen und damit die Willensbildung der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger verfälschen? 
Bei der im Februar 2018 eingereichten Parlamentarischen Initiative (PI) «Keine Steuergelder für Abstimmungs- 
kämpfe durch Behörden», welche diesen Montag im Kantonsrat behandelt wurde, geht es um eine wichtige und 
grundsätzliche Frage.

Die Bundesverfassung schützt die freie 
Willensbildung und die unverfälschte 
Stimmabgabe. Um dies zu gewährleis-
ten, sind politische Behörden im Vor-
feld von Abstimmungen grundsätzlich 
zu politischer Neutralität und Zurück-
haltung verpflichtet. Das Bundesgericht 
ist der Meinung, dass es der öffentli-
chen Hand nur im Ausnahmefall er-
laubt ist, sich finanziell zu engagieren. 
Das heisst, wenn die Gemeinde unmit-
telbar und im Vergleich zu anderen Ge-
meinden ganz besonders stark betrof-
fen ist (z.B. eine Umfahrungsstrasse)!

Und was passiert in Wirklichkeit 
mit unserem Steuergeld? Der Stadtrat 
von Illnau-Effretikon spricht im Juni 
2017 einem Referendumskomittee gegen 
das revidierte Jugendheimgesetz 5000.– 
Franken zu, notabene Steuergelder der 
Gemeinde Illnau-Effretikon. Die 5000.– 
Franken mögen nicht hoch erscheinen, 
aber das Referendumskomittee hat 
alle Gemeinden im Kanton Zürich an-
geschrieben, mit dem Ziel, 250 000.– 

Franken für eine Werbe- und Inserate-
kampagne zu sammeln, um damit den 
Entscheid des Kantonsrates und des 
Regierungsrates zu torpedieren.

Fragwürdige Argumentation
Gegen diesen Stadtratsentscheid, das 
Referendumskomittee finanziell mit 
5000 Franken zu unterstützen, legte 
ich mit folgender Begründung Beschwer-
de beim Bezirksrat ein: Es ist der ganze 
Kanton Zürich von der Gesetzesände-
rung betroffen und Illnau-Effretikon 
ist im Vergleich zu anderen Gemein-
den nicht besonders stark betroffen.

Der Regierungsrat hat meiner Be-
schwerde nur recht gegeben, weil Ill-
nau-Effretikon dem Referendumskomi-
tee nicht beigetreten ist. Bei einer ähn-
lichen Beschwerde in Dübendorf hat 
der Regierungsrat entschieden, dass die 
Stadt das Komitee mit Steuergeldern 
unterstützen kann, da die Stadt dem 
Komitee beigetreten sei …

Das heisst, dass zukünftig Gemein-
den einem Komitee beitreten und somit 
das Komitee Steuergelder in der Höhe 
von mehreren Hunderttausend Fran-
ken sammeln kann, um die öffentliche 
Meinungsbildung mit Steuergeldern 
zu beeinflussen! Aber es kommt noch 
besser, denn ein Stadtrat von Illnau-Ef-
fretikon liess sich in den Medien zu 

einer gewagten und auch unsinnigen 
Aussage hinreisen: «Wir werden zu-
künftig ‹vorsorglich› Referenden un-
terstützen, damit wir sie auch finanzi-
ell unterstützen können!»

Es kann doch aber nicht sein, dass 
die Entscheidung, ob Steuergelder für 
einen Abstimmungskampf eingesetzt 
werden, von einem Komitee-Beitritt ab-
hängig gemacht werden!

Steuergelder der Gemeinden 
gegen Steuergelder vom Kanton?
Wenn also zukünftig Gemeinden mit 
Steuergeldern einen Entscheid des Re-
gierungsrates bekämpfen, wäre die lo-
gische Konsequenz, dass der Regierungs-
rat ebenfalls Steuergelder des Kantons 
für einen Abstimmungskampf einset-
zen müsste. Steuergelder der Gemein-
den gegen Steuergelder vom Kanton! 
Diese Steuergeldverschwendung ist nicht 
nur moralisch verwerflich, sondern 
das wäre ein Schildbürgerstreich par 
excellence! Obwohl der Handlungsbe-
darf klar ersichtlich ist, haben uns die 
«bürgerlichen Partner» leider im Stich 
gelassen und die PI hat das nötige Quo-
rum nicht erreicht.

Ich bin weiterhin der Meinung, dass 
der Staat sorgsam mit «unserem» Steu-
ergeld umgehen soll, und werde am 
Thema dranbleiben.

Urs Waser
Kantonsrat SVP
Langnau am Albis

René Truninger
Kantonsrat SVP
Illnau-Effretikon

ÄNDERUNG DES POLIZEIGESETZES

Doppelte Staatsbürgerschaft 
bei Sicherheitsbehörden? 
Die SVP beabsichtigte mit ihrem Vorstoss, eine saubere Linie zu ziehen. So sollen 
doppelte Staatsbürgerschaften bestimmter Staaten bei Angehörigen bei der 
Kantonspolizei nicht mehr möglich sein. Einige Vorkommnisse haben uns vor 
Augen geführt, dass der Staat nicht ganz gefeit ist vor Täuschung und 
Hintergehen. Zum einen bei der Einbürgerung, denn hier gibt es viele Beispiele 
von Personen, die nie den Schweizer Pass hätten erhalten sollen. Und zum 
anderen bei der an sich sehr sorgfältigen Rekrutierung und Sicherheitsüberprü-
fung zum höheren Staatsdienst.

Nun noch zu den Anhängern der tota-
len Rechtsgleichheit: Ja, wir unterschei-
den hier zwischen den einen Doppel-
bürgern und den anderen Doppelbür-
gern, der Staat soll hier ganz bewusst 
eine Ungleichbehandlung vornehmen. 
Lassen Sie sich gleich vorweg sagen, dass 
hier diskriminiert wird. Aber die Leute 
werden ja schon diskriminiert, indem 
sie die Schweizerische Staatsangehörig-
keit haben müssen, um in den Polizei-
dienst eintreten zu können. Und seit 
der Jugoslawienkrise 1991 diskriminiert 

die ganze Schweiz schon gewisse Nati-
onalitäten beim legalen Erwerb von 
Waffen. Die Verordnung über den Er-
werb und das Tragen von Schusswaf-
fen durch jugoslawische Staatsange-
hörige vom 18. Dezember 1991 (SR 
514.545), in Kraft seit 19. Dezember 
1991, war ursprünglich befristet; ihre 
Geltungsdauer ist jedoch bis heute 
stets verlängert worden. Das hat diese 
bestimmten Nationalitäten nicht davon 
abgehalten, ihre kriminellen Machen-
schaften auch hier auf Schweizer Boden 
durch illegale Waffen überdurchschnitt-
lich zu vollbringen. Auch halten wir 
niemanden davon ab, den Polizeiberuf 
zu ergreifen. Die Aspiranten müssen 
dann einfach ihren Zweitpass abgeben 
und ihre ungeteilte Loyalität zur Schweiz 
zeigen. Der Vorstoss wurde von den an-
deren Parteien nicht unterstützt.

Claudio Schmid
Kantonsrat SVP
Bülach

Für Nationalrat Adrian Amstutz geht es im Wahljahr vor allem um die Zukunft der 
Erfolgsgeschichte Schweiz als unabhängiges und freies Land.
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